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Grosser Rat Donnerstag, 16. März 2023

Mathias Reynard zeigte sich  
nach der Marienheim-Abstim- 
mung erleichtert. Das Parlament  
hatte dem Verp"ichtungskredit  
mit 88 Ja gegen 34 Nein klar zu- 
gestimmt. Der SP-Staatsrat sag- 
te: «Die Debatte war vielleicht  
emotional, der Entscheid ist je- 
doch ein wichtiges Signal des Par- 
laments: Es braucht in allen Re- 
gionen des Wallis Kollektivunter- 
künfte für Asylsuchende.» Davon  
sei er überzeugt, so Reynard.

Dass der Grosse Rat dem  
Kauf zustimmt, war keine Über- 
raschung. Bereits am Dienstag,  
anlässlich der Eintretensdebatte,  
waren die Fronten gesteckt: Die  
bürgerlichen Fraktionen aus dem  
Oberwallis und die SVP Unter- 
wallis waren für eine Zurückwei- 
sung des Geschäfts an den Staats- 
rat, die Unterwalliser Fraktionen  
mit Ausnahme der SVPU für Ein- 
treten und somit für den Erwerb  
des Marienheims durch den Kan- 
ton. Die 42 Gegenstimmen kamen  
von der SVPO und der SVPU, von  
der Mitte Oberwallis und neo –  
Die sozialliberale Mitte.

Am Mittwochmorgen wur- 
de der Verp"ichtungskredit über  
sechs Millionen Franken denn  
auch gutgeheissen. Erstaunlich je- 
doch: neo – Die sozialliberale Mitte  
machte eine politische Kehrtwen- 
de. In der Schlussabstimmung un- 
terstützten fünf neo-Agbeordnete  
den Kauf des Marienheims durch  
den Kanton, unter ihnen der Bri- 
ger Stadtrat Patrick Amoos. Das  
Verdikt vom Dienstag sei klar ge- 
wesen, so Amoos über seine Be- 
weggründe. Zudem gelte es, den  
Willen der Ursulinen zu respek- 
tieren, die ihren angedachten Nut- 
zungszweck umgehend umgesetzt  
sehen möchten. «Diese beiden  
Argumente haben uns schluss- 
endlich zum Entscheid geführt,  
dem Kauf durch den Kanton  
zuzustimmen», so Amoos.

Trotz der klaren Ausgangs- 
lage wurde im Parlament eifrig  
diskutiert – oder vielleicht eher  
polemisiert. Im Fokus: ein Vor- 
stoss von SPO-Grossrätin Doris  
Schmidhalter-Näfen.

Schmidhalter-Näfen wollte  
der Stadtgemeinde Brig-Glis den  

Kauf des Marienheims unter Auf- 
lagen ermöglichen: Die Basis für  
den Kauf müsse indes ein mindes- 
tens 20-jähriger Mietvertrag sein,  
der dem Kanton beim Betrieb  
des Flüchtlingsheimes keine un- 
tragbaren Au"agen mache, wie sie  
dem zuständigen Stadtrat und Na- 
tionalratskandidaten vorschwebe,  
so Schmidhalter-Näfen – die mit  
der letzten Aussage SVP-Politiker  
Michael Graber ins Visier nahm.  
Graber setzt sich seit Wochen für  
den Kauf des Marienheims durch  
die Stadtgemeinde Brig-Glis ein.  
Ihm wird dabei auch vorgeworfen,  
Wahlkampf für die kommenden  
Nationalratswahlen zu betreiben,  
was er indes dementiert.

Die «Graber’sche» Formu- 
lierung von Schmidhalter-Näfen  
wurde von den meisten Frak- 
tionen beanstandet – selbst vom  
zuständigen Staatsrat Mathias  
Reynard. Dies sei nicht üblich,  
sagte er, und der Abänderungs- 
antrag von Doris Schmidhalter- 
Näfen sei nicht im Sinne der  
Walliser Regierung.

Schmidhalter-Näfen atta- 
ckierte aber nicht nur Graber, son- 
dern auch den Briger Stadt- und  
Grossrat Patrick Amoos. Er hätte  
das Geschäft in der Briger Exeku- 
tive rechtzeitig traktandieren las- 
sen können, sagte Schmidhalter- 

Näfen, so hätte sich die gesam- 
te Polemik erübrigt. «Wer das Ge- 
genteil behauptet, hat wohl ein  
schlechtes Gedächtnis oder will  
sich nicht daran erinnern. Was ist  
peinlicher für einen Stadtrat, Herr  
Amoos?», so die Grossrätin der  
SPO provokativ.

Amoos konterte umgehend.  
Das Ganze erinnere ihn an die  
Strategie eines auf Manipulation  
bedachten Bürgers und Hoteliers  
von Brig-Glis, der einfach mal Be- 
hauptungen in den Raum stelle  
und dann zuschaue, was passie- 
re. «Wir alle wissen, aus welcher  
Hotelküche diese unwahren Be- 
hauptungen in Umlauf gebracht  
wurden», sagte Patrick Amoos.  
Für alle im Grossratssaal war  
klar, dass Ex-SP-Präsident Peter  
Bodenmann gemeint war.

Der eingereichte Antrag sei  
zudem rechtlich fragwürdig und  
substanzlos, so Amoos weiter.  
Auch Mitte-Oberwallis-Grossrat  
Urs Juon sagte: «Wir brau- 
chen keine politischen Spielchen.  
Der vorliegende Antrag ist un- 
sorgfältig, ein politisches Mätz- 
chen, wir unterstützen ihn nicht.»  
SVPO-Fraktionschef Christian  
Gasser sagte, dass er Schmidhal- 
ter-Näfen die 15 Minuten Pole- 
mik und Ruhm in den Medien  
gönne, die Formulierung sei in- 

des «kreuzfalsch». Trotzdem wer- 
de man den Antrag in der Sa- 
che unterstützen, so Gasser, die  
Gemeinde solle Eigentümerin des  
Marienheims werden.

Der Abänderungsantrag blieb  
chancenlos. Und o-enbarte eine  
politisch absurde Situation. Denn  
selbst innerhalb ihrer eigenen  
Partei, der SP, fand Schmidhalter- 
Näfen keine Unterstützung für ih- 
ren Vorschlag. Die einzige Frakti- 
on, die sich hinter die SP-Gross- 
rätin stellte, war ihre eigentliche  
Gegenpartei – die SVPO. Wohl ei- 
ne politische Premiere im Walli- 
ser Parlament. Und Schmidhalter- 
Näfen war politisch isoliert: Selbst  
ihre Parteipräsidentin Claudia Al- 
piger verweigerte ihr die Unter- 
stützung.

Somit war der Kauf des Ma- 
rienheims durch den Kanton nur  
noch Formsache. Dass im Bri- 
ger Stadtrat nun Ruhe einkehrt,  
ist indes wenig wahrscheinlich. In  
einem Artikel des Online-Portals  
«Watson» sagte Stadtrat Micha- 
el Graber über Stadtpräsident Ma- 
thias Bellwald (FDP): «Er muss  
selbst mit sich ausmachen, ob er  
dem Amt gewachsen ist.»

Gegenüber dieser Zeitung be- 
stätigte Graber das Zitat. Weiter  
wollte er sich nicht zu seinem  
Stadtpräsidenten äussern.

Findet die Kontroverse um das Briger Marienheim ein Ende? Abwarten ist angesagt.
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Marienheim wird Asylheim
Der Kanton kauft das Gästehaus St. Ursula in Brig. 
Eine politische Premiere und eine erstaunliche Kehrtwende inklusive.

Armin Bregy
Mathias Reynard, der Kauf  
des Marienheims ist unter  
Dach und Fach. Die letzten 
Wochen waren geprägt von  
hitzigen Debatten und ku- 
riosen politischen Plänke- 
leien. Nun wird in Brig  
ein Asylheim entstehen.  
Sind Sie erleichtert?
Es stimmt: Die Debatten waren  
emotional und engagiert. Doch  
das Signal des Parlaments ist  
klar. Wir brauchen in allen Re- 
gionen des Wallis Kollektivunter- 
künfte. Das Marienheim ist ein  
schönes und soziales Projekt.  
Wir werden nun mit der Briger  
Stadtgemeinde zusammenarbei- 
ten, um es zu realisieren.

Im Gästehaus sollen ins- 
besondere ukrainische Fa- 
milien beherbergt werden.  
Wer noch?
In einem ersten Schritt vor allem  
Ukrainerinnen und Ukrainer. Es  
gibt aber auch Migration aus Af- 
ghanistan, der Türkei oder Syri- 
en. Wir müssen auch diese Mi- 
granten unterstützen, das ist ge- 
setzlich so vorgeschrieben. Daher  
suchen wir im gesamten Kan- 
ton nach Lösungen. Das Marien- 
heim ist Teil dieser Lösung.

Es gibt aber auch Kon"ikt- 
potenzial, wenn junge aus- 
ländische Männer zusammen  
mit ukrainischen Familien  
im Stadtzentrum einquar- 
tiert werden.
Wir haben im Unterwallis in  
mehreren Gemeinden gute Er- 
fahrungen mit solchen Asylzen- 
tren gemacht. Das wird auch  
im Oberwallis möglich sein. Es  
braucht aber gute Integrations- 
modelle. Auch müssen wir uns  
die Frage stellen, was die Al- 
ternative wäre. Ein Kollektivzen- 
trum auf dem Simplonpass oder  
auf einer abgelegen Alpe, ohne  
Kontakt zur Bevölkerung? Für ei- 
ne gelungene Integration braucht  
es diesen Kontakt. Und dieser ist  
im Gästehaus St. Ursula möglich.

Urs Juon hat den Staatsrat  
hart kritisiert. Er sagte, dass  
die Regierung die Gutmü- 
tigkeit der Schwestern ausge- 

nutzt und schlecht kommu- 
niziert habe. Was sagen Sie  
dazu?
Das Gesetz ist klar: Wir müssen  
die Gemeinde drei Monate vor  
der Erö-nung eines Kollektiv- 
zentrums informieren. Wir haben  
früh kommuniziert, bereits En- 
de November wurde der Stadt- 
präsident in Kenntnis des Vorha- 
bens gesetzt. Es folgten weitere  
Kontakte. Wir waren also schnel- 
ler, als das Gesetz es uns vor- 
gibt. Der Prozess war gut. Aber  
das Thema wurde emotional dis- 
kutiert und zudem zieht bereits  
der Wahlkampf an, mit verschie- 
denen Attacken auf verschiede- 
ne Personen. Das ist nun vorbei.  
Wir konzentrieren uns auf das  
Projekt.

Mehrere Abgeordnete sag- 
ten, dass das Oberwallis über- 
gangen wurde. Man habe kein  
Gehör für die Brigerinnen  
und Briger gehabt. Die Span- 
nungen unter den beiden Re- 
gionen würden zunehmen.
Das sehe ich anders. Wir ha- 
ben bereits verschiedene Kollek- 
tivunterkünfte im Unterwallis er- 
ö-net. Es gab kaum Diskussio- 
nen. Die Unterwalliser Fraktio- 
nen wollten einfach, dass die  
Verteilung der Flüchtlinge ge- 
recht ist, es ging nicht um regio- 
nale Aspekte. Und das Walliser  
Parlament hat dem mit grosser  
Mehrheit zugestimmt.

Interview: Armin Bregy

Der zuständige Staatsrat 
Mathias Reynard.
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Mathias Reynard (SP) blickt zurück auf eine kuriose 
Asyldebatte. Und er sagt, wie es nun weitergeht.

«Wir brauchen 
Kollektivunterkünfte»

«Beitritt zur Interkantonalen Ver- 
einbarung über das ö-entliche Be- 
scha-ungswesen vom 15. Novem- 
ber 2019». Es ist ein relativ stör- 
rischer Titel für eine parlamen- 
tarische Vorlage. Für das Gewer- 
be und die Industrie ist sie in- 
des von enorm hoher Bedeutung.  
Worum geht es?

Wenn Gemeinden, der Kan- 
ton oder Institutionen der ö-entli- 
chen Hand ein Bauvorhaben rea- 
lisieren wollen, müssen sie diesen  
Auftrag ausschreiben. Dafür gibt  
es Regeln. Oftmals erhält den Zu- 
schlag, wer am preisgünstigsten of- 
feriert, was immer wieder zu Kritik  

führt. Denn eine Firma kann noch  
so innovativ, nachhaltig oder so- 
zial produzieren – ist eine andere  
billiger, hat sie oftmals das Nach- 
sehen. Das ist nicht immer im  
Interesse der Ö-entlichkeit.

Während einige Kantone das  
Bundesgesetz quasi eins zu eins  
übernahmen, wollte der Gros- 
se Rat den ihm zur Verfügung  
stehenden Spielraum nutzen und  
an die regionalen Gegebenhei- 
ten anpassen.

Bereits im vergangenen Sep- 
tember hat der Grosse Rat diese in- 
terkantonale Vereinbarung über das  
öffentliche Beschaffungswesen be- 
raten. Alle Fraktionen – mit Ausnah- 
me von Le Centre und Grünen – ha- 

ben eine zweite Lesung gefordert,  
um insbesondere den Beizug von  
Temporärarbeitskräften und die  
Berechnung der CO2-Bilanz er- 
neut zu debattieren.

Am Mittwochmorgen wurde  
das Gesetz schliesslich mit 108  
gegen 20 Stimmen verabschie- 
det. Obwohl die Linke unzufrieden  
war und die Bürgerlichen wenig  
Euphorie versprühten.

Anfänglich sah der Entwurf  
vor, dass der Auftraggeber in  
einer ö-entlichen Ausschreibung  
Temporärarbeitskräfte nicht nur  
begrenzen, sondern gar aus- 
schliessen könne. Das korrigier- 
te das Parlament. Temporärange- 
stellte sollen nicht ausgeschlossen  

werden können, aber zahlenmäs- 
sig begrenzt. Diese Begrenzung  
darf nicht weniger als 30 Prozent  
des gesamten Personalbestands  
des Anbieters respektive seiner  
allfälligen Subunternehmer aus- 
machen, die für die Erbringung  
der Leistung eingesetzt werden.

Die ö-entliche Hand kann  
künftig also entscheiden, wie  
hoch der Anteil der temporären  
Arbeitskräfte sein darf. Jedoch  
darf eine Beschränkung nie unter  
30 Prozent liegen. Das heisst, der  
Auftraggeber kann beispielsweise  
bestimmen, dass maximal 50 Pro- 
zent temporäre Arbeitskräfte mög- 
lich sind. Er kann jedoch nicht fest- 
legen, dass maximal 15 oder 20  

Prozent temporäre Arbeitskräfte  
möglich sind.

Mit der Annahme des Kom- 
missionsvorschlags wurden auch  
die Payrolling-Anstellungen aus- 
geklammert, also die «Saison- 
niers». «Dies ist korrekt und ein  
guter Kompromiss», kommen- 
tierte Mitte-Grossrat und Unter- 
nehmer Olivier Imboden.

Auch die notwendige CO2-  
Bilanz wurde neu verhandelt.  
Doch wie soll diese künftig be- 
rechnet werden? Die Mitte Ober- 
wallis wollte die Personentranspor- 
te ausklammern. Denn ein Berner  
Auftragnehmer, der seine Mitar- 
beiter am Ort der Baustelle in Sit- 
ten einquartiere, habe eine besse- 

re Bilanz als ein regionaler Anbie- 
ter, bei dem die Mitarbeiter nach  
Hause fahren würden, sagte Oli- 
vier Imboden. Auch Christian Gas- 
ser (SVPO) und Konstantin Bu- 
mann (neo) wollten diese Transpor- 
te ausklammern. Sie konnten sich  
indes nicht durchsetzen. Dies sei  
zwar ein Wermutstropfen, das Ge- 
setz als Ganzes jedoch ein tragfähi- 
ger Kompromiss.

Staatsrat Christophe Darbel- 
lay (Le Centre) sagte nach der Ab- 
stimmung, man habe den mögli- 
chen Spielraum genutzt. Und Im- 
boden sagte: «Das neue Gesetz ist  
zumindest nicht vollständig un- 
ternehmerfeindlich. Dies kann be- 
reits als Erfolg verbucht werden.»

Armin Bregy

Der Grosse Rat regelt das ö-entliche Bescha-ungswesen neu. Mit einem Kompromiss. Bürgerliche sind zufrieden, die Linke nicht.

Ö#entliches Bescha#ungswesen: «Limite Light» für Temporäre


